
247 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen desNationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Ausschusses für Land- und Forst~wirtschaft 

über die Regierungsvorlage (244 der Bei­
lagen): Bundesgesetz zur Bekämpfung der 
Brucellose (Abortus Bang) der Haustiere 

(Bangseuchen-Gesetz). 

BGBl. Nr. 175/1935, wurde daher der Weg der 
sondergesetzlichen Regelung beschritten, doch 
hat die Erfahrung gezeigt, daß mit den Be­
stimmungen dieses Gesetzes das Auslangen für 
eine planmäßige Tilgung der Seuche nicht ge-

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft funden wevden kann. Die gegenständliche Regie,. 
hat die Regierungsvorlage zur Bekäu:pfung der rungsvorlage hingegen ist dem derzeitigen Stand 
Brucellose (Abor~s ~ang) ~er Haustiere (Bang~ der Bangseuchenbekämpfung angepaßt und ge­
seuch~n-Gesetz) m semer Sitzung am 18. JUfil währleistet auch vom organisatorischen Ge-
1957. m Beratung !?ezog.en. . I sichtspunkt aus ein planmäßiges Vorgehen in 

!Jle Brucellose Ist eme m fast allen euro- der Seuchen tilgung auf breiter Basis. 
pälschen und in vielen außereuropäischen Län­
dern vevbreitete Seuche, deren schädliche Wir­
kungen sich vor allem im Rückgang der Milch­
leistung und in einem empfindlichen Kälber­
ausfall zeigen. Derartige schwerwiegende volks­
wirtschaftliche Schäden, die zum Beispiel in 
österreich ziffernmäßig auf mehrere 100 Mil­
lionen Schilling geschätzt werden, ha:ben im be­
sonderen die viehzuchttreibenden Länder ver­
anlaßt, die Bekämpfung der Seuche auf breiter 
Basis durchzuführen. Die in einigen Ländern, 
so etwa in Dänemark und Holland, hiebei e,r­
zielten Erfolge müssen auch für österreich, soll 
dessen international anerkannte Stellung auf dem 
Sektor der Viehwirtsdlaft beibehalten und der 
volk~wirtschaftlich lebensnotwendige Viehexpon 
auf der bisherigen Höhe gehalten [beziehungs­
weise weiter ausgebaut werden können, der An­
laß sein, die Bekämpfung dieser Seuche mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln in die Wege zu 
leiten. Um sie aber wirksam durchführen zu 
können, !bedarf es der entsprechenden gesetz­
:lichen Grundlagen, die nunmehr mit dem vor­
liegenden Regierungsentwurf geschaffen werden 
sollen. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen lag der Ge­
danke nahe,. das Tierseuchengesetz zu novel­
lieren, um auf diese Weise die gesetzlichen V or­
aussetzungen fürd,ie ß.ekämpfung der Bang­
seuche zu schaffen. Die Eigenart dieser Seuche 
läßt jedoch eine Verwirklichung in .dieser Rich­
tung nicht zu. Schon mit dem Bundesgesetz, 

Die Brucellose ist nicht etwa wie die Maul­
und Klauenseuche eine akute, sondern einechro­
nische Seuche. Ihre Bekämpfung kann daher in 
räumlicher wie in zeitlicher Hinsicht nur etap­
penweise vorangetrieben werden. Die Regie­
rungsvorlage sieht deshalb sogenannte "Bekämp­
fungsgebiete" vor, die innerhalb eines be­
stimmten Zeitraumes von der Seuche freizu­
machen sind. Durch systematische Bereinigung 
dieser Gebiete nach einem genau festgelegten 
Plan ist die völlige Tilgung der Seuche im Bun~ 
desgebiet innerhalb eines Zeitraumes von etwa 
15 Jahren zu erwarten. 

Die Regierungsvorlage sieht auch im § 19 
eine Entschädigung des Tierhalters aus Bundes­
mitteln vor. Der Ausschuß gab hiebei der Er­
wartung Ausdruck, daß diese Bestimmung nicht 
so ausgelegt werde, daß nicht auch andere Stel­
len wie zum Beispiel Länder, Tierseuchenkassen, 
Zuchtverbände ergänzend,erweise Be,ihilfen ge­
währen könnten. 

Der Ausschuß sa;h sich im Zuge der weiteren 
Beratung veranlaßt, auf Grund von gemein-· 
samen Anträgen der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Pius F i n k, S te i n e r und Genossen die Re­
gierungsvorlage in den §§ 20 und 22 abzuän­
dern. Mit der A!bänderung des § 20 Albs. 2 soll 
,erreicht werden, daß der Tierhalter nur dann 
eine Prämie erhält, wenn er das Rind außer­
halb des Bereiches von jeder Alm oder Weide 
abtreibt. Die Abänderung des § 22 bezweckt 

247 der Beilagen VIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



------------------------------------

2 

die Milderung der Strafbestimmungen, indem 
das Strafausmaß mit 3000 Schilling festgelegt 
wird; bei besonders erschwerenden Umstän­
den aber erhöht sich das 'Strafausmaß auf 
30.000 Schilling. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
hat die Regierungsvorlage sehr eingehend he­
raten und nach einer Debatte, an der sich außer 
dem Berichterstatter. Abgeordneten G r i e ß­
n e r die Abgeordneten S c h n e eibe r ger, 
S te i n e r, L a c k n e r, S tür g k h, Marie 
E m h art, R 0 sen her ger, Hat t man n s­
d 0 r fe r, Dipl.-Ing. Pius F i n k sowie der Bun-

Grießner 
Berichterstatter 

desminister für Land- und Forstwirtschaft 
T horn a un,d der Obmann des Ausschusses 
S t rom m e r beteiligten, mit den oberwähnten 
Abänderungen einstimmig angenommen. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
stellt somit den An t r a g,der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (244 der Beilagen) mit den a n­
g e s c h los sen e nAh ä n der u n gen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 18. Juni 1957 

Schneeberger 
Obmannstellvertreter 

). 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 244 der Beilagen. 

1. Im § 20 Abs. 2 hat in der vierten Zeile 
nach dem Wort "Bereiches" an Stelle des Wortes 
"dieser" das Wort "von" zu treten. 

2. Im § 22 hahen an Stelle der Worte "mit 
Geld bis zu 30.000 S" die Worte "mit Geld bis 
zu 3000 S, bei besonders erschwerenden Um­
ständen bis zu 30.000 S" zu treten. 

). 
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